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FORSCHUNGSGESELLSCHAFT FÜR STRASSEN- UND VERKEHRSWESEN (2005):
Hinweise zur Prüfung der UVP-Pflicht von Bundesfernstraßenvorhaben - Ausgabe 2005.

Neubau der 

Ausbau der B 458, Radwegeverbindung zwischen Petersberg und Dipperz, 3. BA

Von NK 5424/158 bis NK 5424/081

Von Bau-km 0+438 bis Bau-km 0+818

Baulänge: 581 m

Nächster Ort; Petersberg

Landkreis: Fulda

HESSEN

Genehmigungsbehörde; Hessen Mobil Straßen- und Verkehrs­

management Fulda, Dezernat Planung und Bau Osthessen

Prüfkatalog zur Ermittlung der UVP-Pflicht 
von Bundesfernstraßenvorhaben

□ Teil A: Prüfung der unbedingten UVP-Pflicht
• bei Neuvorhaben gemäß § 6
• bei Änderungsvorhaben gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 

i.V.m. § 6 UVPG
• bei kumulierenden Vorhaben gemäß § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 3 Nr. 1, 

§ 12 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. § 6 UVPG

oder (sofern Teil A nicht zutrifft)

S Teil B: Vorprüfung
• bei Neuvorhaben nach § 7 UVPG
• bei Änderungsvorhaben gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 oder Abs. 3 Nr. 1 

oder Abs. 3 Nr. 2 UVPG i.V.m. § 7 UVPG
• bei kumulierenden Vorhaben gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 2 UVPG,

§ 12 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 7 UVPG

Aufgestellt: Geprüft:
Fulda, den 11.12.2025 Fulda, den 11.12.2025

Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrs- Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrs-
management , management
Fylda 7^ 47 Fulda '^///

/ ex '—
Im Auftrag: L.Kunze Im Auftrag: J. Krah
(Projektverantwortlicher Landespflege) (Sachgebietsleiter)F-^
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Teil A: Unbedingte UVP-Pflicht bei Neuvorhaben, bei Änderungsvorhaben 
oder bei kumulierenden Vorhaben

Anmerkung: Es kann jeweils nur ein Fall zutreffen.

Straßenbauvorhaben mit gesetzlich vorgeschriebener UVP gemäß §§ 6, 9 Abs. 1 Nr. 1 
und Abs. 2 Nr. 1,10 Abs. 1,11 Abs. 3 Nr. 1, 12 Abs. 2 Nr. 1,12 Abs. 3 Nr. 1 UVPG i.V.m 
Anlage 1 Nr. 14.3 bis 14.5 zum UVPG

Zutreffendes 
ankreuzen

1. Neuvorhaben

1.1 Neubau einer Bundesstraße als Schnellstraße 
(vgl. Anlage 1 Nr. 14.3 UVPG) □

1.2 Neubau einer vier- oder mehrstreifigen Bundesstraße, die eine durchgehende Länge 
von 5 km oder mehr aufweist (vgl. Anlage 1 Nr. 14.4 UVPG) □

1.3 Ausbau oder Verlegung einer bestehenden Bundesstraße zu einer vier- oder mehr­
streifigen Bundesstraße, wenn der auszubauende und/oder verlegte Abschnitt eine 
durchgehende Länge von 10 km oder mehr aufweist (vgl. Anlage 1 Nr. 14.5 UVPG)

□
2. Änderungsvorhaben

Es sind nur die Änderungen/Enweiterungen von Abschnitten zu berücksichtigen, die nach dem 14. März 1999 
hergestellt oder rechtlich gesichert wurden.

2.1 Änderung oder Erweiterung eines Vorhabens, für das eine UVP durchgeführt worden 
ist, wenn allein die Änderung die Größenwerte der Punkte 1.1 bis 1.3 erreicht oder 
überschreitet (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 UVPG).

□
2.2 Änderung oder Erweiterung eines Vorhabens, für das keine UVP durchgeführt worden 

ist, wenn das geänderte Vorhaben die Größenwerte der Punkte 1.1 bis 1.3 erreicht 
oder überschreitet (vgl. § 9 Abs. 2 Nr. 1 UVPG).

□
3. Kumulierende Vorhaben

Kumulierende Vorhaben liegen vor, wenn mehrere Vorhaben derselben Art von einem oder mehreren 
Vorhabenträgern durchgeführt werden und in einem engen Zusammenhang stehen. Landes- oder Kreisstraßen 
spielen bei der Kumulation von Bundesfernstraßen gemäß §§ 10 ff. UVPG keine Rolle, da diese nicht als poten­
ziell UVP-relevantes Vorhaben im Sinne der Anlage 1 zum UVPG einzustufen sind.

Ein enger Zusammenhang liegt vor, wenn sich der Einwirkungsbereich der Vorhaben überschneidet und die 
Vorhaben funktional und wirtschaftlich aufeinander bezogen sind (§ 10 Abs. 4 UVPG).
Der Einwirkungsbereich ist das geographische Gebiet, in dem Umweltauswirkungen auftreten, die für die Zulas­
sung eines Vorhabens relevant sind.
Ein enger funktionaler Zusammenhang ist dann gegeben, wenn die Vorhaben durch gemeinsame betriebliche 
oder bauliche Einrichtungen verbunden sind.

Bei Nr. 1.2 und 1.3 muss zusätzlich ein enger zeitlicher Zusammenhang bestehen (vgl. § 10 Abs. 5).
Generell kann angenommen werden, dass ein enger zeitlicher Zusammenhang dann besteht, wenn die Antrag­
stellung für das hinzutretende kumulierende Vorhaben noch innerhalb der Frist erfolgt, nach deren Ablauf ein 
Planfeststellungsbeschluss außer Kraft treten würde, wenn nicht mit der Ausführung des Plans begonnen wor­
den wäre (siehe § 17c Nummer 1 FStrG: 10 Jahre nach Eintreten der Unanfechtbarkeit, Verlängerungsoption 
um 5 Jahre).

Es sind nur die Abschnitte zu berücksichtigen, die nach dem 14. März 1999 hergestellt oder rechtlich gesichert 
wurden.

3.1 Die kumulierenden Vorhaben erreichen oder überschreiten zusammen die 
Größenwerte der Punkte 1.1 bis 1.3 (vgl. § 10 Abs. 1 UVPG). □

3.2 Zu einem Vorhaben, für das eine Zulassungsentscheidung getroffen worden ist (früheres Vorhaben), 
hinzutretende kumulierende Vorhaben.

Für das frühere Vorhaben wurde keine UVP durchgeführt und die kumulierenden Vor­
haben zusammen erreichen oder überschreiten zusammen die Größenwerte der 
Punkte 1.1 bis 1.3 (vgl. § 11 Abs. 3 Nr. 1 UVPG).

□
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3.3 Hinzutreten von kumulierenden Vorhaben zu einem Vorhaben, das zum Zeitpunkt der Antragstellung für 
das hinzutretende kumulierende Vorhaben noch im Zulassungsverfahren ist und keine Zulassungs­
entscheidung getroffen wurde (früheres Vorhaben).

Für das frühere Vorhaben allein besteht keine UVP-Pflicht und die kumulierenden 
Vorhaben erreichen oder überschreiten zusammen die Größenwerte der 
Punkte 1.1 bis 1.3 (vgl. § 12 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 3 UVPG).

□

Teil A: (Vorläufiges) Ergebnis der Feststellung der UVP-Pflicht

4. Zusammenfassung der bisherigen Prüfung der UVP-Pflicht Zutreffendes 
ankreuzen

Es trifft mindestens ein unter dem Gliederungspunkt A 1 - 3.3 genanntes Kriterium zu: 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist durchzuführen! □
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Teil B: Vorprüfung

Für den Bau sonstiger Bundesstraßen ist die UVP-Pflicht durch eine allgemeine Vorprüfung nach
§ 7 Abs. 1 UVPG zu ermitteln (vgl. Anlage 1 Nr. 14.6 UVPG).

Bei der Änderung eines Vorhabens ist grundsätzlich die allgemeine Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 UVPG 
durchzuführen (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 2 oder Abs. 3 Nr. 1 oder Abs. 3 Nr. 2 UVPG) - Ausnahme siehe B 0.

Wenn zu einem beantragten, bestehenden oder zugelassenen Vorhaben, für das eine UVP durchgeführt 
worden ist, ein kumulierendes Vorhaben (vgl. Teil A Nr. 3) hinzutritt, ist eine allgemeine Vorprüfung nach 
§ 7 Abs. 1 UVPG durchzuführen (vgl. § 11 Abs. 2 Nr. 2 und § 12 Abs. 1 Nr. 2 UVPG).

BO Radwege entlang von Bundesstraßen, § 14 d UVPG
bei mind. 1-mai„Ja“, bitte weiter mit Punkt B 1,
bei 2-mai„Nein“ keine UVP-Pfiicht -> Prüfung abgeschtossen.

Zutreffendes 
ankreuzen

Ja / Nein

B0.1 Änderung einer Bundesstraße durch den Bau eines straßenbegleitenden Rad­
weges mit einer durchgehenden Länge von mehr als zehn Kilometern

□ El

B0.2 Natura 2000-Gebiet betroffen □ . El
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Gesamteinschätzung der Auswirkungen des Vorhabens

Besteht die Möglichkeit, dass von dem Vorhaben aufgrund der oben beschriebenen 
Auswirkungen erhebliche und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt ausgehen?

Wenn ja, gibt es die Möglichkeit, durch Maßnahmen die erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen offensichtlich auszuschließen?

Wenn nein, besteht UVP-Pflicht.

nein 
Kl 

(keine UVP-Pflicht)

nein 
□ 

(UVP-Pflicht)

ja 
□

ja 
□

Erläuterungen zur Gesamteinschätzung

Bei "B 0" wurde festgestellt, dass keine UVP-Pflicht besteht.
Der Radwegabschnitt verursacht aufgrund seiner kurzen Streckenlänge und seinem geringen Gehölzverlust ohnehin 
über keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt.
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